
Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS) 


der Stadt Hilpoltstein 

vom 11.12.2014 

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Stadt Hilpoltstein 
folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung: 

§ 1 
Beitragserhebu ng 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungs
einrichtung für das Gebiet der Gemeindeteile Am Main-Donau-Kanal, Am Rothsee, Altenhofen, 
Bischofsholz, Eibach, Grauwinkl, Hagenbuch, Häusern, Heuberg, Hllpoltstein, Hofstetten, 
Jahrsdorf, Karm, Lay, Lochmühle (bei Oberrödel), Marquardsholz, Meckenhausen, Meilenbach, 
Mindorf, Minettenheim, Mörlach, Oberrödel, Paters holz, Paulusmühle, Pierheim, Sindersdorf, 
Solar, Tandl, Unterrödel, Weihersmühle, Weinsfeld und Zell einen Beitrag. 

§ 2 
Beitragstatbesta n d 

. Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare 
sowie für solche Grundstücke und befestigte Flächen erhoben, auf denen tatsächlich Abwasser 
anfällt, wenn 

1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht, oder 

2. sie - auch aufgrund einer Sondervereinbarung - an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen sind. 

§ 3 
Entstehung der Beitragsschuld 

(1) 	 Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirklichung des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für 
die Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht 
die - zusätzliche - Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maßnahme. 

(2) 	 Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und ist der Beitragstatbestand vor dem 
Inkrafttreten dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser 
Satzung. 

§ 4 
Beitragssch uldner 

(1) 	 Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist. 


(2) 	 Der Beitrag im Sinne dieser Satzung ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
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§ 5 
Beitragsmaßstab 

(1 ) 
Gebäude 

beitragspflichtige 
mindestens 3.000 qm 
Geschossfläche, 

und der vorhandenen 

wird in von 
(übergroße Grundstücke) auf das 4fache der beitragspflichtigen 

jedoch 3.000 qm 

oder Gebäudeteils im 
Nutzungsänderung die Voraussetzungen für 

Wird ein unbebautes Grundstück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 ,,,,Trle.,,,t 
bebaut, so wird nach Abzug der nach Abs. 3 
und nach Abs. 1 2 begrenzten 

so für Berechnung 
dem der ursprüngliche 

entrichtet wurde. 



§ 6 
Beitragssatz 

(1) 	 Der Beitrag beträgt 

a) pro qm Grundstücksfläche 2,05 Euro 

b) pro qm Geschossfläche 7,95 Euro 


(2) 	 Für Grundstücke, von denen kein Niederschlagswasser eingeleitet werden darf, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nicht erhoben, Fällt diese Beschränkung weg, wird der 
Grundstücksflächenbeitrag nach erhoben, 

(3) 	 Für Grundstücke, die im Geltungsbereich einer früheren EWS erstmals bebaut wurden und 
bei denen kein Benutzungsrecht für die Niederschlagswasserbeseitigung bestand, da die 
Versickerung oder anderweitige Beseitigung des Niederschlagswassers ordnungsgemäß 
möglich ist, fällt die Beschränkung im Sinne des Abs, 2 erst weg, wenn die Möglichkeit der 
Versickerung oder anderweitigen Beseitigung des Niederschlagswassers tatsächlich nicht 
mehr besteht 

§ 7 
Fälligkeit 

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig, 

§ 7a 
Ablösung des Beitrages 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden , Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrags, Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 
besteht nicht 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und 
Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse im Sinn des § 3 EWS ist 
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten, 

(2) 	Der Erstattungsanspruch entsteht mit Anschluss der jeweiligen Maßnahme, Schuldner ist, wer 
im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücke oder 
Erbbauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw, Erbbauberechtigte) sind 
Gesamtschuldner. § 7 gilt entsprechend , 

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entstehen 	abgelöst werden, Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsanspruchs, Ein Rechtsanspruch auf 
Ablösung besteht nicht 
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§ 9 
Gebührenerhebung 

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Einleitungsgebühren. 

§ 9 a 
Grundgebühr 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Dauerdurchfluss (03) der verwendeten Wasserzähler 
berechnet. Befinden sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere 
Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach der Summe des Dauerdurchflusses der 
einzelnen Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der 
Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen zu 
können. 

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss (0) 
bis 16 m3/h 36,00 Euro 

bis 63 m3/h 144,00 Euro 

über 63 m3/h 450,00 Euro 

§ 10 
Einleitungsgebühr 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der 
Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 3,10 Euro pro Kubikmeter Abwasser. 

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und 
aus der Eigengewinnungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf 
dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug 
nicht nach Absatz 4 ausgeschlossen ist. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nachweis 
eines niedrigeren Wasserverbrauches zu führen. Der Nachweis der verbrauchten und der 
zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen . Er ist grundsätzlich durch 
geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene 
Kosten fest zu installieren hat. 
Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh eine 
Wassermenge von 15 cbm/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist der zum 1. Januar des 
Jahres gehaltene Viehbestand. Es gelten: 

a) 1 Rind oder 1 Pferd über ein Jahr als 1,0 Großvieheinheit 

b) 1 Rind oder 1 Pferd bis ein Jahr als 0, 5 Großvieheinheit 

c) 1 Schwein (einschI. Ferkel) als 0,2 Großvieheinheit 

d) 1 Schaf als 0,1 Großvieheinheit. 


Die Großvieheinheiten sind jährlich durch den Gebührenpflichtigen nach Aufforderung durch 
die Gemeinde durch Eigenerklärung nachzuweisen. Wird die Eigenerklärung nicht innerhalb 
der gesetzten Frist von einem Monat abgegeben, so ist ein Abzug ausgeschlossen. Als 
Mindestmenge werden jedoch 100 cbm Frischwasser im Jahr zugrunde gelegt. 
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(3) Die Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 	Sie sind von der Gemeinde zu 
schätzen, wenn 

1, ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder 
3, sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Wasserzähler den wirklichen 


Wasserverbrauch nicht angibt. 


(4) Vom Abzug nach Abs , 2 sind ausgeschlossen 

a) Wassermengen bis zu 12 cbm jährlich, sofern es sich um Wasser für laufend 
wiederkehrende Verwendungszwecke handelt, 

b) das hauswirtschaftlieh genutzte Wasser, 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 


(1) Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässerungsanlage, 

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 
Herstellung des Anschlusses folgt. Der Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid bestimmt. 
Im Übrigen entsteht die Grundgebühr mit dem Beginn eines Jeden Monats in Höhe eines 
MonatsbruchteIls der Jahresgrundgebührenschuld neu, 

§ 12 
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstückes oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner, 

(4) Die Gebühr im Sinne dieser Satzung ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, 

§13 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und die Einleitungsgebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig. 

(2) 	Auf die Gebührenschuld sind jeweils im März, am 1, Juni, 1. September und 1. Dezember 
Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung des Vorjahres zu leisten, Fehlt 
eine Vorjahresabrechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlungen unter 
Schätzung des Jahresgesamtverbrauches fest. 

§ 14 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 


Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet der Gemeinde für die Höhe der Schuld 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser 
Veränderungen - auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu 
erteilen, 
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§ 15 

In krafttreten 


Diese Satzung tritt am 01 .01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13 .12.2012 
außer Kraft. 

14lJJio

Markus Mahl 


Erster Bürgermeister 
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